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120/2010 
 
 
 
Stadt Bad Wünnenberg                                                 Bad Wünnenberg, den 13.07.2010 
Der Bürgermeister 
- Ordnungsamt - 
 
 
 

Bekanntmachung 

 
 

über die Absicht der Einziehung einer öffentlichen Straße 
 
 
 
Gemäß Beschluss des Rates der Stadt Bad Wünnenberg vom 08.07.2010 soll folgende Wegeteilfläche eingezogen 
werden: 
 

Gemarkung Bleiwäsche, Flur 9, Flurstück 122 
(Teilstück der Straße “Im Kleinen Heck“ nördlich des Steinbruchs Düstertal) 

 
Eine Karte, aus der die Lage der einzuziehenden Fläche ersichtlich ist, kann während der Dienststunden 
beim Ordnungsamt der Stadt Bad Wünnenberg, Poststraße 15, 33181 Bad Wünnenberg-Fürstenberg 
eingesehen werden. 
 
Die Einziehung soll erfolgen, weil für das Wegestück kein öffentliches Verkehrsbedürfnis besteht. 
 
Das Vorhaben wird gem. § 7 Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
öffentlich bekannt gemacht, um Gelegenheiten zu Einwendungen innerhalb von drei Monaten nach Be-
kanntmachung zu geben. 
 
 
 
 
gez.:  M e n n e  
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121/2010 
 

Betriebssatzung 
der Stadt Lichtenau für den Eigenbetrieb Abwasserwerk vom 14.07.2010 

 

Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14.07. 1994 (GV. NRW. S.666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-

zes zur Schaffung von mehr Transparenz in öffentlichen Unternehmen im Lande Nordrhein-Westfalen vom 

17.12.2009 (GV. NRW. S. 950) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

– EigVO – vom 16.11. 2004 - GV NRW. S. 644, ber. 2005 S.15, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 17.12.2009 (GV. NRW. S.963) hat der Rat der Stadt Lichtenau am 08.07.2010 folgende Betriebssatzung be-

schlossen: 

 

 

§ 1 
 Gegenstand des Eigenbetriebes  

 

 (1) Die öffentliche Einrichtung „Abwasserbeseitigung der Stadt Lichtenau“ wird als eigenbetriebsähnliche Einrich-

tung (nachfolgend Eigenbetrieb genannt) auf der Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmun-

gen dieser Betriebssatzung geführt. 

 

(2) Zweck des Eigenbetriebes einschließlich etwaiger Hilfs- und Nebenbetriebe ist es, Schmutz- und Regenwasser 

von den in der Stadt Lichtenau gelegenen Grundstücken abzuleiten und unschädlich zu beseitigen sowie alle 

den Betriebszweck fördernden Geschäfte. 

 

§ 2 
Name des Eigenbetriebes 

 

Der Eigenbetrieb führt den Namen  

     „Abwasserwerk der Stadt Lichtenau“. 

 
§ 3 

Betriebsleitung 
 

 

(1) Die Leitung des Abwasserwerkes der Stadt Lichtenau wird von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister der 

Stadt Lichtenau wahrgenommen. 

 

(2) Das Abwasserwerk der Stadt Lichtenau wird von der Betriebsleitung selbstständig geleitet, soweit nicht durch 

Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. Zu der laufen-

den Betriebsführung, die der Geschäftsführung insbesondere obliegt, gehören alle Maßnahmen, die zur Auf 
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rechterhaltung eines einwandfreien Betriebes laufend notwendig sind, insbesondere der innerbetriebliche Per-

sonaleinsatz, die Anordnung der notwendigen Instandhaltungsarbeiten und der laufenden Netzerweiterungen, 

Beschaffungen von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Investitionsgütern des laufenden Bedarfs, die Er-

satzbeschaffung von Betriebsmitteln sowie der Abschluss von Werk- und Dienstleistungsverträgen sowie von 

Verträgen mit Tarif- und Sonderkunden. 

 
(3) Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des Eigenbetriebes verantwortlich und hat die Sorgfalt 

eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Für Schäden haftet die Betriebsleitung 
in entsprechender Anwendung der Vorschriften des § 48 des Beamtenstatusgesetzes und § 81 des Landesbe-
amtengesetzes. 

 
(4) Die Betriebsleitung nimmt an den Beratungen des Betriebsausschusses teil. 
 

§ 4 

Betriebsausschuss 
 

(1) Der Betriebsausschuss besteht aus 15 Mitgliedern, die gemäß § 114 Abs. 3 GO i. V. m der Wahlordnung für 

Eigenbetriebe (Eig-WO) gewählt werden.  

 

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung und die Ei-

genbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus entscheidet der Betriebsausschuss in den ihm vom 

Rat der Stadt ausdrücklich übertragenen Aufgaben sowie in den folgenden Fällen: 

 

a) Zustimmung zu Verträgen, wenn der Wert im Einzelfalle den in § 16 Abs. 2 Nr. 3 der Hauptsatzung der Stadt 

Lichtenau genannten Betrag übersteigt und im Wirtschaftsplan entsprechende Deckung vorhanden ist; 

ausgenommen sind die Geschäfte der laufenden Betriebsführung und Angelegenheiten, die nach der Ge-

meindeordnung, der Eigenbetriebsverordnung oder durch die Hauptsatzung der Zuständigkeit des Rates 

vorbehalten sind, 

 

b) Stundung von Zahlungsverbindlichkeiten, wenn sie im Einzelfall 20.000,00 Euro oder im Einzelfall 10.000,00 

Euro und gleichzeitig einen Zeitraum von 12 Monaten übersteigen und 

 

c) Erlass und Niederschlagung von Forderungen, wenn sie im Einzelfall 10.000,00 Euro übersteigen. 

 

(3) Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die vom Rat zu entscheiden sind. Er entscheidet in den 

Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unterliegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub 

duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Bürgermeisterin/der Bürgermeister mit der oder dem Aus-

schussvorsitzenden entscheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO gelten entsprechend. 

 

(4) In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterliegen, kann, falls die Angele-

genheit keinen Aufschub duldet, die Bürgermeisterin/der Bürgermeister mit der oder dem Ausschussvorsitzen-

den oder einem anderen dem Rat angehörenden Ausschussmitglied des Betriebsausschusses entscheiden. § 

60 Abs. 2 S. 2 und 3 GO gelten entsprechend. 

 



Amtsblatt 
für den Kreis Paderborn 

 
67. Jahrgang 21. Juli 2010 Nr. 32 S. 9 

 
§ 5 

Rat 
 

Der Rat der Stadt Lichtenau entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeordnung, die Ei-

genbetriebsverordnung oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 

 

 

§ 6 
Bürgermeisterin/Bürgermeister 

 

Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister bereitet die Vorlagen für den Betriebsausschuss und den Rat vor. 

 

 

§ 7 

Kämmerin/Kämmerer 
 

Die Betriebsleitung hat der Kämmerin/dem Kämmerer den Entwurf des Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlus-

ses, die Zwischenberichte, die Ergebnisse der Betriebsstatistik und die Kostenrechnungen zuzuleiten; sie hat 

ihr/ihm ferner auf Anforderung alle sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen. 

 

 

§ 8 
Personalangelegenheiten 

 

(1) Beim Abwasserwerk der Stadt Lichtenau sind in der Regel Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Personen 

ohne Beamtenstatus) zu beschäftigen.  

 

(2) Die Befugnis zur Einstellung, Ein- und Höhergruppierung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern liegt bei der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister. 

 

(3) Die beim Abwasserwerk der Stadt Lichtenau beschäftigten Beamtinnen und Beamten werden im Stellenplan 

der Gemeinde geführt und in der Stellenübersicht des Abwasserwerkes der Stadt Lichtenau nachrichtlich an-

gegeben. 

 

 

§ 9 
Vertretung des Eigenbetriebes  

 

(1) In den Angelegenheiten des Abwasserwerkes der Stadt Lichtenau wird die Stadt durch die Betriebsleitung ver-

treten, sofern die Gemeindeordnung oder die Eigenbetriebsordnung keine anderen Regelungen treffen. 
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(2) Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des Abwasserwerkes der Stadt Lichtenau ohne Angabe 

eines Vertretungsverhältnisses, die übrigen Dienstkräfte „Im Auftrag“.  

 

(3) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefugnis wer-

den öffentlich bekannt gemacht. 

 
 

§ 10 
Wirtschaftsjahr 

 

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

 
§ 11 

Stammkapital und Bilanzierung von Pensionsverpflichtungen 
 

(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 7.158.086,00 Euro. 

 

(2) Pensionsverpflichtungen nach den beamtenrechtlichen Vorschriften sind für die Dauer der Beschäftigung von 

Beamtinnen und Beamten im Eigenbetrieb als Rückstellung zu bilanzieren, soweit die Gemeinde den Eigenbe-

trieb nicht gegen entsprechende Zahlungen von künftigen Versorgungsleistungen freistellt. § 36 Abs. 1 

GemHVO NRW gilt entsprechend. 

 
 

§ 12 
Wirtschaftsplan 

 

(1) Der Eigenbetrieb hat spätestens 1 Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan auf-

zustellen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. 

 

(2) Mehrauszahlungen für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die im Einzelfall 5.000,00 Euro überschreiten, 

bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des 

Betriebsausschusses die Zustimmung der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters. 

 

(3) Erfolggefährdende Mehraufwendungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses, es sei denn, dass 

sie unabweisbar sind. Sind sie unabweisbar, so ist der Betriebsausschuss unverzüglich zu unterrichten. Bei 

Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters; der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten.  

 

 



Amtsblatt 
für den Kreis Paderborn 

 
67. Jahrgang 21. Juli 2010 Nr. 32 S. 11 

 
§ 13 

Zwischenbericht 
 

Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Betriebsausschuss halbjährlich einen Monat nach Quartalsschluss 

über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die Ausführung des Vermögensplanes schriftlich 

zu unterrichten. 

 

 

§ 14 
Jahresabschluss und Lagebericht 

 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres 
von der Betriebsleitung aufzustellen und dem Betriebsausschuss vorzulegen. 
 

 

§ 15 
Personalvertretung 

 

Der Eigenbetrieb bleibt personalvertretungsrechtlich Teil der Dienststelle Stadtverwaltung Lichtenau, sodass der 

Personalrat der Stadtverwaltung Lichtenau auch die Personalvertretung für den Eigenbetrieb übernimmt. Es gilt 

das Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG).  

§ 16 
Frauenförderung 

 

Die landesgesetzlichen und kommunalen Vorgaben zur Frauenförderung gelten uneingeschränkt für den Eigenbe-

trieb. Ebenso die Zuständigkeit der Gleichstellungsbeauftragten. 

 

 

§ 17 
Inkrafttreten 

 

Diese Betriebssatzung tritt mit Wirkung zum 01.08.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung für das Ab-

wasserwerk der Stadt Lichtenau vom 20.12.1993 außer Kraft. 

 

 

gez.         gez. 
Merschjohann        Pennig 
Bürgermeister        Schriftführer 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Lichtenau erlassene Satzung wird hiermit aufgrund der Bestimmungen des § 
25 der Hauptsatzung der Stadt Lichtenau öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
33165 Lichtenau, den 14.07.2010 
 
 
 
gez. 
 
Merschjohann 
 
Bürgermeister 
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122/2010 
 

Änderungssatzung vom 14.07.2010 zur 
Hundesteuersatzung der Stadt Lichtenau vom 07.01.2009 

 
 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), unter 
Berücksichtigung aller erfolgten Änderungen, hat der Rat der Stadt Lichtenau in seiner Sitzung am 08.07.2010 folgen-
de Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung vom 07.01.2009 beschlossen. 
 

Artikel 1 
 
Die Hundesteuersatzung der Stadt Lichtenau wird wie folgt geändert: 
 
(1) § 1 Abs. 1 wird nach dem Wort „Stadtgebiet“ um das Wort „Lichtenau“ ergänzt. 
(2) Die Steuerbeträge in § 2 Abs. 1 werden wie folgt geändert: 

Buchstabe a) der Betrag von 55,20 in 60,00 Euro; 
Buchstabe b) der Betrag von 67,40 in 72,00 Euro; 
Buchstabe c) der Betrag von 79,70 in 84,00 Euro; 
Buchstabe d) der Betrag von 441,70 in 444,00 Euro und 
Buchstabe e) der Betrag von 674,90 in 684,00 Euro. 
In § 2 Abs. 1 unter Buchstabe d) wird der Begriff „sogenannter Kampfhund“ in den Begriff „gefährlicher 
Hund“ und unter Buchstabe e) wird der Begriff „sogenannten Kampfhunde“ in den Begriff „gefährliche Hun-
de“ geändert. 

(3) § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstaben d) und e) sind besonders entsprechend § 3 Landeshunde-

gesetz NRW die Hunde, deren Gefährlichkeit einerseits wie folgt vermutet wird: 
„Gefährliche Hunde sind Hunde der Rassen Pittbull Terrier, American Staffordshire Terrier, Staffordshire Bull-
terrier und Bullterrier und deren Kreuzungen untereinander sowie deren Kreuzungen mit anderen Hunden. 
Kreuzungen nach Satz 1 sind Hunde, bei denen der Phänotyp einer der dort genannten Rassen deutlich 
hervortritt. In Zweifelsfällen hat die Halterin oder der Halter nachzuweisen, dass eine Kreuzung nach 
Satz 1 nicht vorliegt.“ 
oder andererseits im Einzelfall wie folgt festgestellt worden ist: 
„Im Einzelfall gefährliche Hunde sind 
a) Hunde, die mit dem Ziel einer gesteigerten Aggressivität ausgebildet, gezüchtet oder gekreuzt 

worden sind, 
b) Hunde, mit denen eine Ausbildung zum Nachteil des Menschen, zum Schutzhund oder auf Zi-

vilschärfe begonnen oder abgeschlossen worden ist, 
c) Hunde, die einen Menschen gebissen haben, sofern dies nicht zur Verteidigung anlässlich einer 

strafbaren Handlung geschah, 
d) Hunde, die einen Menschen in Gefahr drohender Weise angesprungen haben, 
e) Hunde, die einen anderen Hund durch Biss verletzt haben, ohne selbst angegriffen worden zu sein, 

oder die einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen 
haben, 

f) Hunde, die gezeigt haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder andere Tiere hetzen, bei-
ßen oder reißen.“ 

(4) § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 Als gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstaben d) und e) gelten entsprechend § 10 Landeshundegesetz 

NRW grundsätzlich auch folgende Hunde der Rassen Alano, American Bulldog, Bullmastiff, Mastiff, Mastino 
Espanol, Mastino Napoletano, Fila Brasileiro, Dogo Argentino, Rottweiler und Tosa Inu sowie deren Kreu-
zungen untereinander sowie mit anderen Hunden. 
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(5) § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 Halter von Hunden nach Abs. 2, die ihre Sachkunde und durch einen erfolgreich absolvierten Wesenstest 

nachgewiesen haben, dass ihr Hund keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellt, erhalten auf Antrag 
eine Ermäßigung von 50 % des Steuersatzes nach Abs. 1 Buchstabe d) bzw. des Steuersatzes nach Abs. 1 
Buchstabe e) für jeden entsprechend bewerteten Hund. 
Hunde nach Abs. 3 unterliegen bei gleichen Nachweisen den Steuersätzen nach Abs. 1 Buchstaben a) bis 
c). 
Für die Sachkunde und den Wesenstest gelten die Bestimmungen des Landeshundegesetzes NRW. 

(6) § 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird keine Steuerbefreiung gewährt, für solche nach § 2 Abs. 3 nur 

dann, wenn aufgrund der nachgewiesenen Voraussetzungen die Steuersätze nach § 2 Abs. 1 Buchstaben a) bis c) 
zu erheben wären. 

(7) § 3 Abs. 5 u. 6 werden gestrichen. 
(8) In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird der Begriff „v. H.“ durch das Symbol „%“ ersetzt. 
(9) In § 4 Abs. 2 wird der Begriff „¼“ durch „25 %“ ersetzt. 
(10) § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(§§ 41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 SGB-II) erhalten sowie für diesen einkommensmäßig gleich-
stehende Personen wird die Steuer auf Antrag auf 75 % des Steuersatzes nach § 2 gesenkt. Die Steuerermäßigung 
gilt jedoch nur für einen Hund. 

(11) § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird keine Steuerermäßigung gewährt, für solche nach § 2 Abs. 3 
nur dann, wenn aufgrund der nachgewiesenen Voraussetzungen die Steuersätze nach § 2 Abs. 1 Buchstaben 
a) bis c) zu erheben wären. 

(12) § 8 Abs. 3 Sätze 1 u. 2 erhalten folgende Fassung: 
Die Stadt übersendet mit dem Steuerbescheid, der erstmals für den betreffenden Hund die Hundesteuer 
in der Stadt Lichtenau festsetzt, oder mit der erstmaligen Bescheinigung über die Steuerbefreiung für je-
den Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter muss dafür Sorge tragen, dass sich sein Hund/seine 
Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten 
gültigen Steuermarke aufhält/aufhalten. 

 
 

Artikel 2 
 
 
Diese Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung tritt mit dem Tage nach der Veröffentlichung in Kraft mit Ausnahme 
der Steuersätze nach Artikel 1 Abs. 2 (§ 2 Abs. 1 Buchstaben a - e der Hundesteuersatzung). Die bisherigen Steuer-
sätze - auch wenn sie sich nicht aus § 2 Abs. 1 der Hundesteuersatzung ergeben - wirken bis einschließlich dem 
31.12.2010 nach. Hier wird die Änderung erst mit dem 01.01.2011 wirksam. 
 
 
 
 
 
gez.         gez.  
 
Merschjohann Pennig 
 
Bürgermeister Schriftführer 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Lichtenau erlassene Satzung wird hiermit aufgrund der Bestimmungen des § 
25 der Hauptsatzung der Stadt Lichtenau öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
f) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
33165 Lichtenau, den 14.07.2010 
 
 
 
gez. 
 
Merschjohann 
 
Bürgermeister 
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123/2010 

 
2. Änderungssatzung vom 14.07.2010 

zur Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren vom 15.12. 2008 
___________________________________________________________________________________________ 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17.12.2009 (GV.NRW S. 950), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel II 
des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV.NRW. 2008, S. 8) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV.NRW.1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2007, S. 708)  
 
hat der Rat der Stadt Lichtenau in seiner Sitzung am 08.07.2010 folgende Satzung beschlossen: 

 
 
 
 

Artikel I 
 
 

§ 5 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
Die Gebühr beträgt: 
 

a) 0,33 Euro für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1 unter Berücksichti-
gung der sich aus § 5a ergebenden Abzugsflächen 

 
b) 0,49 Euro für jeden Quadratmeter Straßenoberfläche nebst Rad- und/oder Gehwegen i.S.d. Abs. 1 

 
 

 
 
 

Artikel II 
 
 

Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft. 
 
 
 

 
 
 
gez.        gez. 
 
Merschjohann       Pennig 
 
Bürgermeister       Schriftführer 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Lichtenau erlassene Satzung wird hiermit aufgrund der Bestimmungen des § 
25 der Hauptsatzung der Stadt Lichtenau öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
i) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
j) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
k) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
l) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
33165 Lichtenau, den 14.07.2010 
 
 
 
gez. 
 
Merschjohann 
 
Bürgermeister 
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Entwässerungsatzung 
der Stadt Lichtenau vom 14.07.2010 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. 
NR. 2009, S. 950), des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff.) sowie der §§ 51ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 16.3.2010 (GV NRW 2010, S. 185ff.), hat der Rat der Stadt Lichtenau am 08.07.2010  folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt Lichtenau umfasst unter anderem das Sammeln, Fortleiten, Be-

handeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Abwassers sowie 
das Entwässern und Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 53 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 LWG NRW insbesondere 

 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach Maß-

gabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vorhaben- und Erschließungsplan oder 
eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begründet worden ist, 

 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Stadtgebietes anfallenden Abwassers 

sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 58 Abs. 1 LWG NRW 
 
3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers sowie die Aufberei-

tung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms für seine ordnungsgemäße Verwer-
tung oder Beseitigung, 

 
4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die Abwasserbeseiti-

gung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anforderungen des §§ 54ff. WHG und des 
§ 57 LWG NRW, 

 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und dessen Aufbereitung 

für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfür gilt die geson-
derte Satzung der Gemeinde über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläran-
lagen, abflusslose Gruben) vom 11.06.1990 

 
6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW 
 
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b LWG NRW 

 
(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder 

Beseitigung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände die erforderlichen dezent-
ralen und zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Die öf-
fentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit. 

 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, 

Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Ab-
wasserbeseitigungspflicht nach Maßgabe der wasserrechtlichen Vorgaben und der verfügbaren finanziellen 
Mittel. 
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§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 WHG. 
 

2. Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftli-
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusam-
men abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser. 

 
4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet. 
 

5. Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fortgeleitet. 

 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Gemeinde selbst oder in ihrem Auftrag betriebenen 
Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung 
oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die Grundstücksanschlussleitungen. 

 
c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich 

Teile eines solchen Netzes auf den Privatgrundstücken befinden, gehören die Hausanschlussleitungen 
einschließlich der Druckstationen nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

 
d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Kleinkläranlagen und abflusslo-

se Gruben, die in der Satzung über die Entsorgung von Grundstückentwässerungsanlagen der Gemeinde 
vom 11.06.1990 geregelt ist.  

 
7. Anschlussleitungen: 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücksanschlussleitungen und Hausan-
schlussleitungen verstanden. 

 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammelleitung bis zur Grenze des 

jeweils anzuschließenden Grundstücks. 
 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude auf 

dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt. Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter 
der Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt sowie Schächte und Inspek-
tionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem priva-
ten Grundstück Bestandteil der Hausanschlussleitung. 

 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwässernden  Gebäuden, die 
der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück 
dienen (z.B. Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur öffentlichen Ab-
wasseranlage. 
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9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport von Abwasser ei-
ner Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpen-
schächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch 
Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 

 
10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider und ähnliche 
Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus 
dem Abwasser verhindern. 

 
11. Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 
 

12. Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder 
sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 
 

13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der ei-
ne selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, 
so kann die Stadt für jede dieser Anlagen die Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften die-
ser Satzung verlangen. 

 
 

§ 3 
Anschlussrecht 

 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in 
dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde den Anschluss seines Grundstücks an die bestehende öffentliche 
Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht). 
 
 

§ 4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
 

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige und aufnahmefähi-
ge öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu muss die öffentliche Abwasserleitung in 
unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung 
verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg 
ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. Die Stadt kann 
den Anschluss auch in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt 
wird. 

 
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des § 53 Abs. 4 Satz 1 LWG NRW zur 

Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt auf den privaten Grundstückseigentümer 
durch die untere Wasserbehörde erfüllt sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit 
erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
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§ 5 
Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser. 
 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die Pflicht zur Beseitigung des 

Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG NRW dem Eigentümer des Grundstücks obliegt. 
 
(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen, wenn die Stadt von der 

Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch macht. 
 
 

§ 6 
Benutzungsrecht 

 
 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der 
haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht). 
 
 

§ 7 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet werden, die aufgrund 

ihrer Inhaltsstoffe 
 

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 
 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder gesundheitlich beeinträchti-

gen oder 
 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung gefähr-

den, erschweren oder behindern oder 
 
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern oder 
 
5. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder verteuern oder 
 
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich stören, dass dadurch 

die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können. 
 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 
 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in der Kanalisation 
führen können; 

 
2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungsanlagen;  
 
3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere aus Kleinkläran-

lagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehältern, so-
weit sie nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet werden; 

 
4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Übersättigung im Abwasser in 

der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderungen führen können; 
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5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit einer Nenn-
wärmeleistung von mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte Kondensate aus sonstigen Brennwertanla-
gen; 

 
6. radioaktives Abwasser; 
 
7. Inhalte von Chemietoiletten; 
 
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und medizinischen Institu-

ten; 
 
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche; 
 
10. Silagewasser; 
 
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
 
12. Blut aus Schlachtungen; 
 
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen kann; 
 
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige Gas-Luft-

Gemisch entstehen können; 
 
15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
 
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte. 
 

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Ab-
wasseranlage nicht überschritten sind: 

 
 Die im DWA-Merkblatt M 115 „Einleiten von nicht häuslichem Abwasser“ (Teil 1-3) festgelegten Grenzwerte 

dürfen nicht überschritten werden. Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese 
Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen. 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder Konzentration festlegen. Sie kann 

das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine 
Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 

 
(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als über die Anschluss-

leitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt erfolgen. Niederschlagswasser, das auf befes-
tigten Hauseingangs- und Garagenvorflächen nicht gewerblich oder industriell genutzer Grundstücke bis zu 
einer Größe von 20 m² anfällt, kann ohne Einwilligung der Stadt oberirdisch über die öffentliche Verkehrsflä-
che abgeleitet werden, wenn eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu befürch-
ten ist. 

 
(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbesei-

tigungspflicht befreit ist. 
 
(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderungen der Absätze 

2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe 
des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Stadt auf Antrag zulassen, 
dass Grund-, Drainage- und Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat seinem 
Antrag die von der Stadt verlangten Nachweise beizufügen. 

 
(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter Verletzung der Absät-
ze 1 und 2 erfolgt; 

 
2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach Absatz 3 nicht einhält.  
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§ 8 
Abscheideanlagen 

 
 

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwas-
ser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort 
zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall ver-
langt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist.  

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Stadt eine Vorbehandlung auf dem Grundstück des 

Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu betreibenden Abscheideanlage angeordnet wer-
den, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Stadt eine Pflicht zur Vorbehandlung 
auslöst. 

 
(3) Die Abscheider und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen und rechtlichen Anforderungen 

entsprechen. Die Stadt kann darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die Unter-
haltung der Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erfor-
derlich ist. 

 
(4) Das Abscheidegut ist in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und darf der 

öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
 
 

§ 9 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein Grund-

stück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW an die öffentliche Abwas-
seranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf 

seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und Niederschlagswasser) in die öffentliche Ab-
wasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c 
LWG NRW zu erfüllen. 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW genannten 

Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 

 
(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungen ist das häusliche Abwasser aus 

landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen und dieser zuzuführen. 
 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den 

Fällen des § 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung.  
 
(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser den jeweils 

dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 
 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage an die öffentliche 

Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 
 
(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das Grundstück innerhalb 

von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntmachung oder Mitteilung an den An-
schlussberechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstück angeschlossen werden kann. 
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§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

 
 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser ganz 

oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begründetes Interesse an einer anderweitigen Beseitigung 
oder Verwertung des Schmutzwassers besteht und - insbesondere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Er-
laubnis - nachgewiesen werden kann, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu be-
sorgen ist. 

 
(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige Beseiti-

gung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, Gebühren zu sparen. 
 
 

§ 11 
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswas-
sers, so hat er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten 
Niederschlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW, wenn die ordnungsgemäße Verwendung des Nie-
derschlagswassers auf dem Grundstück sichergestellt ist. 
 
 

§ 12 
Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

 
(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels eines Druckentwäs-

serungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pum-
penschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe sowie die dazugehörige 
Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und ge-
gebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des 
Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft die Stadt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer einen Wartungsvertrag 

abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entsprechend den Angaben des Herstellers sicherstellt. 
Der Wartungsvertrag ist der Gemeinde bis zur Abnahme der Druckleitung, des Pumpenschachtes und der 
Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 6 Mo-
naten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen.  

 
(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten verlangen. 
 
(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung 

des Pumpenschachtes ist unzulässig. 
 
 

§ 13 
Ausführung von Anschlussleitungen 

 
 
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und ohne technischen 

Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten 
mit Mischsystem ist für jedes Grundstück eine Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem je eine An-
schlussleitung für Schmutz- und für Niederschlagswasser herzustellen. Auf Antrag können mehrere An-
schlussleitungen verlegt werden. Die Gemeinde kann den Nachweis über den ordnungsgemäßen Anschluss 
an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung verlan-
gen. 

 
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für 

jedes der neu entstehenden Grundstücke. 
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(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. 

Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die Straßenoberkante) durch funktions-
tüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die Rück-
stausicherung muss jederzeit zugänglich sein.  

 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der Grundstückseigentümer 

einen Einsteigschacht mit Zugang für Personal (Kontrollschacht) auf seinem Grundstück außerhalb des Ge-
bäudes einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen 
Einbau des Kontrollschachtes verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnah-
mefällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Kontrollschachtes außerhalb 
des Gebäudes abgesehen werden. Der Kontrollschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Ei-
ne Überbauung oder Bepflanzung des Kontrollschachtes ist unzulässig. 

 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen bis zum Kontrollschacht 

sowie die Lage und Ausführung des Kontrollschachtes bestimmt die Stadt. 
 
(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwas-

seranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden Grundstück führt der Grundstücksei-
gentümer auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der Stadt zu erstellen.  

 
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Abwasseranlage, so kann 

die Stadt von dem Grundstückseigentümer zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Ein-
bau und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. 

 
(8) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert 

werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind dinglich im Grundbuch abzusichern. 
 
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten errichtet oder 

Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf 
seinem Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstimmung mit der Stadt auf seine Kosten vor-
zubereiten. 

 
 

§ 14 
Zustimmungsverfahren 

 
 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist recht-

zeitig, spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der Anschlussarbeiten zu beantragen. 
  
 Dem Antrag müssen folgende Unterlagen je 2-fach beigefügt werden: 
 

1. Lageplan des Grundstückes (Maßstab: 1:500) 
2. Beschreibung der auf dem Grundstück geplanten Anlagen 
3. Lageplan mit Gebäudegrundriss und –schnitt mit Angabe der geplanten Entwässerungsleitungen, der 

Hausanschlussleitung, der Grundstücksanschlussleitungen, der Lage des/der Kontrollschach-
tes/Kontrollschächte sowie der Hauptleitung(en) im öffentlichen Verkehrsraum 

4. Beschreibung der Beseitigung des Niederschlagswassers 
5. Angaben gem. § 16 Abs. 2 dieser Satzung 

 
Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Auffor-
derung der Stadt den Anschluss vorzunehmen, als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine 
Abnahme des Anschlusses durch die Stadt an der offenen Baugrube erfolgt ist.  

 
(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine Woche vor 

der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Diese sichert die Anschlussleitung auf Kosten 
des Anschlussnehmers. 
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§ 15 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

 
 
(1) Für die Dichtheitsprüfung privater Abwasserleitungen gelten die Bestimmungen des § 61 a Abs. 3 bis Abs. 7 

LWG NRW. Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Dichtheitsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus § 61 a Abs. 3 bis 6 LWG NRW sowie einer gesonderten Sat-
zung der Stadt. 

 
(2) Die Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch Sachkundige nach § 61 a Abs. 6 LWG NRW durchgeführt werden. 
 
 

§ 16 
Indirekteinleiter-Kataster 

 
 
(1) Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich vom häuslichen Abwas-

ser abweicht. 
 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Stadt mit dem Antrag nach § 14 Absatz 1 die abwas-

sererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter der Stadt 
Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Ab-
wassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG 
und § 59 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständigen 
Wasserbehörde. 

 
 

§ 17 
Abwasseruntersuchungen 

 
 

(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Sie 
bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probenahmen. 

 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen 

die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt. 
 

 
§ 18 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 
 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erfor-

derlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen Abwasseranlagen und der Hausan-
schlussleitung zu erteilen. 

 
(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel 
der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können (z.B. Verstopfungen von Abwasserleitun-
gen), 

 
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die den Anforderungen 

nach § 7 nicht entsprechen, 
 
3.  sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert, 
 
4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde liegenden Daten erheblich ändern, 
 
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes entfallen. 
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(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis sind berechtigt, die angeschlosse-

nen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen Abwasserbeseiti-
gungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten ha-
ben das Betreten von Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf 
den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 Abs. 4 a Satz 2 LWG 
NRW auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der Gemeinde zu überlassen ist. Die Grundrechte 
der Verpflichteten zu sind beachten. 

 
 

§ 19 
Haftung 

 
 
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der haustechni-

schen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften für alle Schäden und 
Nachteile, die der Stadt infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen Benutzung der 
haustechnischen Abwasseranlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwas-
seranlage entstehen. 

 
(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 
 
(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet auch nicht für 

Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder 
nicht ordnungsgemäß funktionieren. 

 
 

§ 20 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, gelten entsprechend 

für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der 
Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen Abwasser-

anlage ergeben, für jeden, der  
 

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken anfallende Abwasser abzulei-
ten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) 

 
 oder  

 
2.  der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 
 

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 

1. § 7 Absatz 1 und 2  
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, deren Einleitung oder 
Einbringung ausgeschlossen ist. 
 

2. § 7 Absatz 3 und 4 
Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der Beschaffenheit und 
der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält oder das Abwasser zur Einhaltung der 
Grenzwerte verdünnt oder vermischt. 
 

3. § 7 Absatz 5 
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Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen Wegen als über die Anschlussleitung eines Grundstü-
ckes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 

4. § 8 
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges 
Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in entsprechende Abscheider einlei-
tet oder Abscheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidergut nicht in 
Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der öffentlichen Ab-
wasseranlage zuführt. 

 
5. § 9 Absatz 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 

6. § 9 Absatz 6 
in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und das Niederschlagswasser nicht den 
jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt. 

 
7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne dieses der Stadt 
angezeigt zu haben.  

 
8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 

die Pumpenschächte, die Kontrollschächte nicht frei zugänglich hält 
 

9. § 14 Absatz 1 
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der Stadt herstellt oder 
ändert. 

 
10. § 14 Absatz 2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht oder nicht  
rechtzeitig der Stadt mitteilt. 

 
11. § 15 

Abwasserleitungen nicht nach § 61 a Abs. 4 LWG NRW bei deren Errichtung oder Änderung oder bei be-
stehenden Abwasserleitungen bis zum 31.12.2015 auf Dichtigkeit prüfen lässt 

 
12. § 16 Absatz 2 

der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder auf ein 
entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zusam-
mensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt. 

 
13. § 18 Absatz 3 

die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran hin-
dert, zum Zweck der Erfüllung der städtischen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Sat-
zung die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zu-
tritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage vornimmt, 

Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen Bestandteil der öffentlichen 
Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt. 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
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§ 22 

Inkrafttreten 
 

 
Diese Satzung tritt am 15.07.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde vom 20.12.1996 außer 
Kraft. 
 
 
gez.          gez. 
 
Merschjohann         Pennig 
 
Bürgermeister         Schriftführer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
 
Die vorstehende vom Rat der Stadt Lichtenau erlassene Satzung wird hiermit aufgrund der Bestimmungen des § 
25 der Hauptsatzung der Stadt Lichtenau öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
m) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
n) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
o) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
p) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
33165 Lichtenau, den 14.07.2010 
 
 
 
gez. 
 
Merschjohann 
 
Bürgermeister 
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125/2010 
 
STADT LICHTENAU                              33165 Lichtenau, den 14.07. 2010 
DER BÜRGERMEISTER 
 

BEKANNTMACHUNG 
 

Wirksamwerden des Bebauungsplanes Nr. 22 „Herbram - Wald“ in Lichtenau, 
6. Änderung  
 
 
 
Der Rat der Stadt Lichtenau hat in seiner Sitzung am 08.07. 2010 die 6. Änderung des v.g. Bebauungsplanes als 
Satzung beschlossen. Die Planänderung dient der planungsrechtlichen Absicherung des geplanten Holzhack-
schnitzelheizkraftwerkes in Lichtenau - Herbram-Wald. 
 
Das Verwaltungsverfahren nach dem Baugesetzbuch wurde durchgeführt. 
 
Der hier in Rede stehende Bebauungsplan wurde mit dem Flächennutzungsplan der Stadt Lichtenau entwickelt 
und wird daher mit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung rechtskräftig (§ 10 Abs. 3 BauGB). Der Fläche-
nnutzungsplan der Stadt wird im Wege der Berichtigung angepasst, § 13 a Abs. 2 BauGB. 
 
Der Bebauungsplan „Herbram - Wald“ in Lichtenau einschl. Begründung kann während der Dienststunden im Bau-
amt der Stadt Lichtenau, Lange Straße 39, Zimmer 41, von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des 
Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 
Hinweise: 
 
1. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht durchgeführt worden. 
 
2. Gem. § 44 BauGB: 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
3. Gem. § 215 BauGB: 
 
Eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichnenden 
Verfahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Mängel der Abwägung sind gem. § 214 Abs. 3  S. 2 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründe-
ten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes gem. 
§ 214 Abs. 2 BauGB ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 
 
4. Gem. § 7 GO NW: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NW (GO NW) kann gemäß § 7 Abs. 
6 Satz 1 GO NW ebenfalls nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
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b) der Bebauungsplan / der Satzungsbeschluss nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 
oder 
 
d) der Form- oder der Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt unter Angabe der 
verletzten Rechtsvorschriften und der Tatsache, die den Mangel ergibt, vorher gerügt 
worden. 
 
 
 
Die vorstehende Bekanntmachung erfolgt gem. Hauptsatzung der Stadt Lichtenau. 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Merschjohann 
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STADT LICHTENAU                              33165 Lichtenau, den 14.07. 2010 
DER BÜRGERMEISTER 
 

BEKANNTMACHUNG 
 

Wirksamwerden des Bebauungsplanes Nr. 1 „Am Neuen Weg“ in Lichtenau, 
9. Änderung  
 
 
 
Der Rat der Stadt Lichtenau hat in seiner Sitzung am 08.07. 2010 die 9. Änderung des v.g. Bebauungsplanes als 
Satzung beschlossen. Die Planänderung dient der Umwandlung von "Gewerbeflächen" im Plangebiet in "Mischge-
biet" 
 
Das Verwaltungsverfahren nach dem Baugesetzbuch wurde durchgeführt. 
 
Der hier in Rede stehende Bebauungsplan wurde aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Lichte-
nau entwickelt und wird daher mit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung rechtskräftig (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan „Am Neuen Weg“ in Lichtenau einschl. Begründung kann während der Dienststunden im Bau-
amt der Stadt Lichtenau, Lange Straße 39, Zimmer 41, von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des 
Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
 
1. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht durchgeführt worden. 
 
2. Gem. § 44 BauGB: 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
3. Gem. § 215 BauGB: 
Eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichnenden 
Verfahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 
Mängel der Abwägung sind gem. § 214 Abs. 3  S. 2 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründe-
ten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes gem. 
§ 214 Abs. 2 BauGB ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Lichtenau unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 
 
4. Gem. § 7 GO NW: 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NW (GO NW) kann gemäß § 7 Abs. 
6 Satz 1 GO NW ebenfalls nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 
b) der Bebauungsplan / der Satzungsbeschluss nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 
oder 
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d) der Form- oder der Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt unter Angabe der 
verletzten Rechtsvorschriften und der Tatsache, die den Mangel ergibt, vorher gerügt 
worden. 
 
 
 
Die vorstehende Bekanntmachung erfolgt gem. Hauptsatzung der Stadt Lichtenau. 
 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Merschjohann 
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Die Gesellschafterversammlung der Flughafen Paderborn/Lippstadt GmbH hat am 06.07.2010 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2009 festgestellt und über die Verwendung des Jahresergebnisses wie folgt beschlossen: 
 
Das Geschäftsergebnis 2009 mit einem Jahresfehlbetrag von – 1.461.478,00 €, die Schlusszahl einer Seite der 
Bilanz (Bilanzsumme) per 31.12.2009 mit 46.766.680,74 € und der Lagebericht über das Geschäftsjahr 2009 wer-
den festgestellt. Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit vom 16.08. bis 27.08.2009 im Verwal-
tungsgebäude des Flughafens Paderborn/Lippstadt, Flughafenstraße 33, 33142 Büren-Ahden, zur Einsichtnahme 
aus.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2009 und des Lageberichts der Flughafen Pader-
born/Lippstadt GmbH beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Niederlassung Bielefeld, hat folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
erteilt:  
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers  
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter 
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Flughafen Paderborn/Lippstadt GmbH, Büren-Ahden, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2009 geprüft. Nach § 10 Abs. 4 EnWG umfasste die Prüfung 
auch die Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwortung des 
Geschäftsführers der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie 
über die interne Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG abzugeben.  
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lage-
bericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten nach § 10 
Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht sowie in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen des Geschäftsführers, die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten in der 
internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grund-
satz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-
lage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 
in der internen Rechnungslegung nach § 10 Abs. 3 EnWG hat zu keinen Einwendungen geführt. Wir verweisen auf 
die Ausführungen der Gesellschaft im Anhang, Abschnitt IV.5.“  
 
Bielefeld, den 9. Juni 2010  
PricewaterhousCoopers  
Aktiengesellschaft  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
gez. Götte        (ppa. Gehrke)  
Wirtschaftsprüfer       Wirtschaftsprüfer 
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Öffentliche Zustellung 
 

eines Bescheides des Kreises Paderborn 
 
 
 
 
Herr 
Stefan Hör 

geb. am 21.06.1985 in Erlenbach am Main 

zuletzt gemeldet in 33165 Lichtenau, Bahnhofstr. 9 

 

 

 

Aufenthalt derzeit nicht bekannt, wird davon unterrichtet, dass beim Kreis Paderborn – Fachbereich Straßenver-

kehr/Fahrerlaubnisbehörde – An der Talle 7, 33102 Paderborn, Z.112, während der üblichen Sprechzeiten (Montag 

bis Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr und Donnerstag von 14.00 bis 17.00 Uhr) der 

Bescheid des Kreises Paderborn vom 23.03.2010 in einer Fahrerlaubnisangelegenheit eingesehen werden kann. 

 

 

 

 

Im Auftrag 

gez. 

 

Berhörster 
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